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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 85/16 B 
 
L 9 R 3828/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 8 R 1340/12 (SG Reutlingen) 
 
 
 
……………..………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Juni 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   G a s s e r    und 

Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. Februar 2016 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.2.2016 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch der Klägerin auf 

Rente wegen Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin Beschwerde beim BSG 

eingelegt. Sie beruft sich auf den Verfahrensmangel der unzureichenden Sachaufklärung. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung vom 1.6.2016 genügt nicht der 

gesetzlich vorgeschriebenen Form. Die Klägerin hat den geltend gemachten Zulassungsgrund 

des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht in der hierfür erforderlichen Weise be-

zeichnet (§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel iS von § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne, müssen für 

die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die den Verfahrensmangel 

(vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die 

Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG - ausgehend von dessen 

materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Be-

einflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend 

gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 

SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Wird - wie vorliegend - ein Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) 

gerügt, muss die Beschwerdebegründung hierzu folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung ei-

nes für das Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbaren Beweisantrags, dem das LSG nicht 

gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund derer bestimmte Tatfragen 

als klärungsbedürftig hätten erscheinen und zur weiteren Sachaufklärung drängen müssen, 

(3) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme und 

(4) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf einer angeblich fehlerhaft un-

terlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Er-

gebnisses der unterbliebenen Beweisaufnahme von seinem Standpunkt aus zu einem anderen, 

dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (zum Ganzen s Senatsbe-

schluss vom 12.12.2003 - BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 RdNr 5 mwN). 

 

Die Klägerin hat nicht aufgezeigt, dass sie einen entsprechenden (prozessordnungsgemäßen) 

Beweisantrag gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG gestellt und bis zuletzt vor dem Berufungs-

gericht aufrechterhalten habe. Ein - wie die Klägerin - in der Berufungsinstanz anwaltlich vertre-

tener Beteiligter kann nur dann mit der Rüge des Übergehens eines Beweisantrags gehört wer-
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den, wenn er diesen bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung durch entsprechenden Hin-

weis zu Protokoll aufrechterhalten hat oder das Gericht den Beweisantrag in seinem Urteil wie-

dergibt (stRspr, vgl BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). Nach Sinn und Zweck des 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG soll die Sachaufklärungsrüge die Revisionsinstanz nur dann er-

öffnen, wenn das Tatsachengericht vor seiner Entscheidung durch einen Beweisantrag aus-

drücklich darauf hingewiesen worden ist, dass ein Beteiligter die Sachaufklärungspflicht des Ge-

richts (§ 103 SGG) noch nicht als erfüllt ansieht (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 9 S 21; Nr 31 

S 52). 

 

Diesen aufgezeigten Maßstäben genügt die Beschwerdebegründung nicht, wenn die Klägerin le-

diglich vorträgt, sie habe zum Beweis des früheren Erkrankungsbeginns und des Vorliegens der 

erforderlichen Erwerbsminderung wiederholt bis in die letzte mündliche Verhandlung hinein die 

Einholung eines Sachverständigengutachtens angeboten. Schriftsätzlich sei dies beispielsweise 

am 30.6.2015 und 15.12.2015 vorgetragen worden und es sei jeweils wesentlicher Inhalt ihres 

Vortrags in der mündlichen Verhandlung gewesen. Mit diesem Vorbringen hat die Klägerin - an-

ders als erforderlich - nicht aufgezeigt, dass und bejahendenfalls welche Beweisanträge sie 

auch bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem LSG durch entsprechenden Hin-

weis zu Protokoll aufrechterhalten habe. Dass das Berufungsgericht einen entsprechenden Be-

weisantrag im Urteil wiedergegeben hat, behauptet sie nicht. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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